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Um die mit der Einführung einer dop-
pischen Buchführung in den Kommu-
nen unabdingbaren Eröffnungsbilan-
zen zu erarbeiten, müssen auch die 
„Altlasten“, für die die Kommunen 
als Gefahrenabwehrpflichtige in der 
Verantwortung stehen, monetär be-
wertet und in der Bilanz als Rückstel-
lungen berücksichtigt werden. Darü-
ber hinaus ist auch zu prüfen, welche 
Wertminderungen durch „Altlasten“ 
verursacht werden, die auf der Ver-
mögensseite der Bilanz zu berück-
sichtigen sind. Mit dem in Anfüh-
rungszeichen gesetzten Begriff „Alt-
lasten“ machen die Autoren deutlich, 
dass sich ihre Ausführungen auch auf 
Untergrundverunreinigungen bezie-
hen, die nicht nach § 2 Abs. 5 BBod-
SchG als Altlasten definiert sind.

Die Ständige Konferenz der Innenminister 
und -senatoren hat im Jahr 2003 eine Re-
form des Gemeindehaushaltsrechts be-
schlossen und dabei einen Wechsel von ei-
nem rein zahlungsorientierten Haushalts- 
und Rechnungswesen hin zu einem res-
sourcenorientierten Haushalts- und 
Rechnungswesen in Deutschland eingelei-
tet.

Als erstes Bundesland hat Nordrhein-
Westfalen bereits im Jahr 2004 das „Neue 
Kommunale Finanzmanagement“ (NKF) 
eingeführt und die Kreise und Kommunen 
verpflichtet, dieses bis Ende 2008 umzuset-
zen. Dabei müssen alle Kommunen und 
Kreise in NRW eine doppelte Buchführung 
einführen und bis spätestens 01.01.2009 ei-
ne Eröffnungsbilanz vorlegen.

In diesem Zusammenhang müssen die 
Kommunen und Kreise neben vielen ande-
ren Bewertungsaufgaben auch die auf ihren 
Grundstücken vorhandenen „Altlasten“ so-
wie die „Altlasten“, für die sie Verursacher 
sind, monetär bewerten. 

Im Zusammenhang mit der Wertermitt-
lung von „altlastenbehafteten“ Grundstü-
cken wurden bereits in der Vergangenheit 

methodische Ansätze entwickelt [1–4], die 
mittlerweile in einer ITVA-Arbeitshilfe zur 
Schnittstelle zwischen Wertermittlern und 
Umweltgutachern [5] Niederschlag gefun-
den haben und nach eigenen Erfahrungen 
auch in der Wertermittlungspraxis „ange-
kommen“ sind.

Begriffsbestimmung 
„Altlasten“
Wer mit dem Bodenschutzrecht nicht näher 
vertraut ist, wird den Begriff „Altlasten“, 
selbst wenn er ihn „nur“ auf Kontaminatio-
nen des Untergrunds bezieht, relativ umfas-
send-weit verstehen. Die rechtlich verbind-
liche Definition in § 2 Abs. 5 BBodSchG ist 
dagegen eng gefasst und deckt damit nur ei-
nen Teil der Sachverhalte bei vorhandenen 
Untergrundverunreinigungen ab, die zu fi-
nanziellen Risiken für einen Grundstücks-
eigentümer führen können.

So ist ein Grundstückseigentümer einer-
seits dem Risiko ausgesetzt, von der zustän-
digen Behörde für die Gefahrenabwehr in 
Anspruch genommen zu werden, anderer-
seits trägt er das Risiko eines kontaminati-
onsbedingten Mehraufwandes bei gegebe-
nenfalls geplanten Baumaßnahmen (z. B. 
durch erhöhte Entsorgungskosten für Bo-
denaushub). Hinzu kommt das Risiko eines 
merkantilen Minderwerts des Grundstücks 
infolge eines gegebenenfalls negativen 
Images durch das (vermeintliche oder tat-
sächliche) Vorhandensein von Untergrund-
verunreinigungen.

In [5] wird daher der sehr weit gefasste 
Begriff der „vornutzungsbedingen ökologi-
schen Lasten“ eingeführt. Hierunter wer-
den die Eigenschaften eines Grundstücks 
verstanden, „die durch die … historische 
Nutzung entstanden sind und in den 
wertrelevanten Geltungsbereich von Um-
weltgesetzen (…) bzw. der umweltbezoge-
nen Teile anderer Fachgesetze (…) und de-
ren untergesetzliches Regelwerk fallen.“ 
Dieser Begriff erfasst jedoch auch Sachver-
halte wie verunreinigte Gebäudesubstanz 
oder auf dem Grundstück lagernde Abfälle.

Im (Artikel-)Gesetz über ein Neues Kom-
munales Finanzmanagement für Gemein-
den in NRW (NKFG NRW) vom 16.11.2004 
wird auf die Regelungen im BBodSchG Be-
zug genommen. In § 36 Abs. 2 Satz 2 der mit 
dem NKFG geänderten Gemeindehaus-
haltsverordnung (GemHVO NRW) wird 
ausgeführt: „Für die Rekultivierung und 
Nachsorge von Deponien sind Rückstellun-
gen in Höhe der zu erwartenden Gesamt-

kosten … anzusetzen. Das gilt entsprechend 
für die Sanierung von Altlasten.“ 

Dies bedeutet in Bezug auf „Altlasten“, 
dass die Gefahrenabwehrpflicht entspre-
chend § 4 Abs. 3 bereits durch eine Anord-
nung der zuständigen Behörden oder ver-
gleichbare Regelungen konkretisiert sein 
muss. Allerdings wird in § 36 (4) GemHVO 
NRW allgemein bezüglich der Bildung von 
Rückstellungen geregelt, dass es „wahr-
scheinlich sein [muss], dass eine Verbind-
lichkeit zukünftig entsteht, … und die zu-
künftige Inanspruchnahme voraussichtlich 
erfolgen wird.“ Hierunter fallen dann auch 
altlastverdächtige Flächen und sonstige 
Verdachtsflächen im Sinne des BBodSchG, 
bei denen eine Inanspruchnahme wahr-
scheinlich ist bzw. voraussichtlich erfolgen 
wird.

Nicht explizit geregelt wird in der neu ge-
fassten GemHVO NRW, wie das kommuna-
le Vermögen und damit auch Grundstücke 
insgesamt zu bewerten sind. Hier kann al-
lerdings davon ausgegangen werden, dass 
hierfür die allgemein gültigen Regelungen 
für die Wertermittlung heranzuziehen sind. 
Damit sind im Rahmen der Wertermittlung 
alle wertbestimmenden Eigenschaften ei-
nes Grundstücks einschließend entspre-
chender Untergrundverunreinigungen zu 
berücksichtigen.

Durch Verwendung des in Anführungs-
zeichen gesetzten Begriffs „Altlasten“ soll 
hier deutlich gemacht werden, dass sich die 
nachfolgenden Ausführungen auf alle Un-
tergrundverunreinigungen beziehen, die 
Auswirkungen auf den Grundstückswert 
haben bzw. haben können.
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Verfahren Art der Quelle

Schriftgut-
auswertung

Adressbücher/
Firmenlisten

Gewerberegister

Konzessionsakten

Bauakten*)

sonst. amtsinterne 
Altakten*)

Multitempo-
rale Analyse

Top. Kartenwerk 1:
25.000

Luftbilder in Auswahl, 
auch Kriegsluftbilder

*) meistens nur in unklaren Fällen

Tab. 1: Verfahren und „Standard“-Quellen der 
flächendeckenden Erfassung



Vorgehensweise
Um „Altlasten“ im Rahmen des NKF ange-
messen zu berücksichtigen, ist intern in den 
Kommunen grundsätzlich zu überprüfen, 
1. bei welchen im Eigentum der Kommune 
befindlichen Grundstücken Untergrund-
verunreinigungen vorhanden sind oder 
sein können,
2. auf welchen weiteren Grundstücken – 
unabhängig davon, ob diese zum Bilanz-
stichtag im Eigentum der Kommune sind 
oder nicht – in der Vergangenheit aus spezi-
fisch-kommunalen Aktivitäten resultieren-
de Bodenbelastungen existieren können; 
typische Beispiele hierfür sind Müllkippen, 
Gaswerke, Schlachthöfe oder Bauhöfe.

Um die vorangehend charakterisierten, 
in der Eröffnungsbilanz zu berücksichti-
genden potenziell belasteten kommuna-
len Liegenschaften zusammenzustellen, 
sind in der Praxis die gemäß § 8 LBod-
SchG erstellten „Kataster über altlastver-
dächtige Flächen und Altlasten“ (nachfol-
gend: Verdachtsflächen-Kataster) bzw. 
deren „Vorstufe“, die „Verzeichnisse der 
Altstandorte und Altablagerungen“ [6], 
heranzuziehen.

Wenn die entsprechenden Verdachtsflä-
chenerhebungen systematisch-konsequent, 
d. h. unter Auswertung der in Tabelle 1 ge-
nannten „Standard“-Quellen durchgeführt 
wurden, sind ihnen in der Regel 
Informationen/Erkenntnisse zu folgenden 
bewertungsrelevanten Sachverhalten zu ent-
nehmen:
 Lage des Grundstücks: postalisch (Adres-
se), geotopographisch (Koordinaten), Lie-
genschaftskataster
 Ausdehnung/Gesamtgröße
 bei Altstandorten: Nutzung(en)/
Funktion(en), „Branche/Unterbranche“, da-
mit Ansatzpunkt für die Zuordnung zu ei-
nem branchentypischen Kontaminations-
potenzial (in NRW „Erhebungsklassen I 
oder II“ [6, S. 94 ff., 7])
 bei Altablagerungen: in der Regel Diffe-
renzierung nach Verfüllung von Hohlfor-

men, Aufschüttung oder Verfüllung plus 
Aufschüttung
 zeitliche Einordnung/Bestandsdauer, da-
mit Basisinformation zur Einschätzung der 
möglichen Einwirkungsdauer (auch: des 
Abbaus) potenzieller Kontaminationen so-
wie zur Berücksichtigung der Gültigkeit 
umweltgesetzlicher Regelungen
 Eigentumsverhältnisse, damit Hinweise 
auf mögliche (auch: nicht kommunale) 
Pflichtige

Handelt es sich um eine ausgedehntere 
Liegenschaft, für die bereits eine sensible 
Nutzung vorgesehen ist, kann es sich als 
notwendig erweisen, die monetäre Bewer-
tung nicht nur auf die Daten der flächende-
ckenden Erhebung zu stützen, sondern 
auch die Ergebnisse der weiterführenden 
Untersuchung, hier an erster Stelle die der 
einzelfallbezogenen Erhebung (Standortre-
cherche [7]) heranzuziehen. Diese basieren 
im Regelfall auf umfassenden Aktenrecher-
chen einschließlich der Auswertung von 
Betriebsplänen und ähnlichem mehr sowie 
einer konsequenten multitemporalen Kar-
tierung dreidimensionaler Luftbildmodelle, 
und sie vermitteln einen differenzierten 
Überblick über die liegenschaftsinterne 
Verbreitung und Bestandsdauer:
 potenziell kontaminationsrelevante Nut-
zungs-/Funktionsbereiche einschließlich 
der entsprechenden Gebäude/Anlagen und 
deren „Stellung“ im Betriebs- oder Produk-
tionsablauf (inkl. Einsatzstoffe/-mengen)
 betriebsbedingte Altablagerungen nach 
Art, Fläche und – bei Bedarf – Volumina
 Lager- und Umschlagplätze
 besondere Ereignisse/Vorkommnisse wie 
Havarien sowie vor allem Kriegseinwirkun-
gen nach Art und Ausmaß

Im Weiteren sind die Erkenntnisse der 
Standortrecherche heranzuziehen, um un-
ter Berücksichtigung der naturräumlichen 
Gegebenheiten sowie allgemeiner Rah-
mendaten über das umweltbelastende Po-
tenzial der ermittelten Nutzung bzw. Stoffe 
in der Erstbewertung das Kontaminations-
risiko in Form einer fachlichen Beurteilung 

der Befunde sowie einer rechtlichen – be-
hördlichen – Bewertung einzuschätzen und 
zu entscheiden, ob und inwieweit weitere 
Maßnahmen erforderlich sind.

Bildung von Rückstellungen
Für alle „Verdachtsflächen“, für die die Kom-
munen als mögliche Gefahrenabwehrpflich-
tige in der Verantwortung stehen, ist nach 
der Erstbewertung zu prüfen, inwieweit Sa-
nierungs- bzw. sonstige Maßnahmen bereits 
angeordnet oder erforderlich sind. Im „Nor-
malfall“ wird diese Einschätzung durch die 
zuständige Behörde vorgenommen; ebenso 
kann diese Einschätzung jedoch auch durch 
einen Sachverständigen erfolgen.

Nur wenn Maßnahmen bereits angeord-
net oder konkret absehbar sind, kann dafür 
in der Eröffnungsbilanz eine Rückstellung 
gebildet werden. Die Höhe der Rückstel-
lung wird auf Grundlage einer Kostenschät-
zung festgelegt (Bild 1). Dabei ist offen-
sichtlich, dass die Aussagesicherheit der 
entsprechenden Schätzungen vom Unter-
suchungs- und Bearbeitungsstand der je-
weils zu bewertenden Fläche abhängig ist 
(Tabelle 2).

Die Bildung von Rückstellungen für „Alt-
lasten“ ist auch möglich, soweit die Kommu-
ne öffentlich-rechtliche oder zivilrechtliche 
Verpflichtungen gegenüber Dritten einge-
gangen ist. Ein Beispiel hierfür wäre ein Sa-
nierungsvertrag zwischen Störer und Unte-
rer Bodenschutzbehörde, in dem die Kom-
mune als weitere Vertragspartei bestimmte 
Verpflichtungen übernommen hat.
Ebenfalls rückstellungsfähig sind Aufwän-
dungen für bereits laufende Sanierungs- 
und/oder Überwachungsmaßnahmen 
(Bild 1).

Fragen der Wertminderung 
prüfen
Ist bei einer Fläche nicht konkret mit der 
Anordnung von Maßnahmen zu rechnen, 
dann ist eine Rückstellungsbildung nicht 
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Bearbeitungsstand Kenntnisstand Möglichkeiten der monetären Bewertung

(Noch) keine Untersuchungen „Unkenntnis“: keine oder allenfalls vage Vorstellungen 
bzgl. des Vorhandenseins von „Altlasten“

Erfahrungswerte aus vergleichbaren Fällen 

Standortbezogene Erhebung 
einschließlich Erstbewertung 

Verdachtsflächen bekannt, Ersteinschätzung der 
Kontaminationswahrscheinlichkeit 

Wie vor, jedoch deutlich höhere Schätzsicherheit

Orientierende Untersuchung Nachweis oder (weitgehender) Ausschluss von Kontami-
nationen, räumliches Ausmaß der Kontaminationen grob 
bekannt

Erste konkrete Abschätzung der Sanierungs-
kosten bzw. der Wertminderung möglich 

Detailuntersuchung Bestätigung/Ausschluss des Gefahrenverdachts, i. d. R. 
detaillierte Kenntnis zum Ausmaß von Kontaminationen

Verfeinerung der Abschätzung möglich

Sanierungsuntersuchung Sanierungsziele liegen fest, geeignete Sanierungsverfah-
ren sind ermittelt

Kostenschätzung 

Sanierungsplan (Genehmi-
gungsplanung)

Art und Umfang der Sanierungsmaßnahmen sind 
detailliert festgelegt

Kostenberechnung auf Grundlage der 
Genehmigungsplanung

Sanierungsdurchführung Kostenfeststellung

Tab. 2: Möglichkeiten der monetären Bewertung von „Altlasten“ auf Grundlage vorliegender Daten
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möglich. Allerdings ist regelmäßig davon 
auszugehen, dass eine Fläche mit einem 
„Altlasten“-Verdacht gegenüber einer un-
belasteten Fläche einen geringeren Wert 
aufweist. Daher sind für die entsprechen-
den Flächen die Fragen der Wertminde-
rung zu prüfen (Bild 1). Als Gründe für ei-
ne Wertminderung kommen in Betracht:
1. Wertminderung durch wahrscheinliche 
(aber nicht konkret absehbare und damit 
nicht rückstellungsfähige) Untersuchungs- 
und Sanierungskosten

2. Wertminderung durch kontaminations-
bedingten Mehraufwand bei Baumaßnah-
men
3. merkantiler Minderwert

Bevor diesbezüglich differenzierte Ein-
zelfallbetrachtungen angestellt werden, er-
scheint es sinnvoll, für die entsprechenden 
Flächen die Relation zwischen hypotheti-
schem Grundstückswert ohne Berücksich-
tigung von Kontaminationen einerseits 
und der grob abgeschätzten, potenziellen 
Wertminderung andererseits herzustellen 

(Bild 2). Da negative Grundstückwerte 
nicht ausgewiesen werden können, kann 
der Wert derjenigen Flächen, bei denen 
die potenzielle Wertminderung erkennbar 
größer ist als der hypothetische Grund-
stückwert ohne Berücksichtigung von 
Kontaminationen, auf einen Euro gesetzt 
werden. Nur für Flächen, bei denen ein ho-
her hypothetischer Grundstückswert ohne 
Berücksichtigung von Kontaminationen 
vorhanden ist, macht eine Einzelfallbe-
trachtung Sinn.
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Fallbeispiel Grundstücksinformationen Einschätzung durch die Untere 
Bodenschutzbehörde/Sachverständigen

Rückstellung Wertminderung

Ehemaliger 
städtischer 
Bauhof

Grundstücksgröße: 5000 m2

Aktuelle Nutzung: Baustofflager, 
Abstellplatz; Fläche versiegelt

Hypothetischer Grundstücks-
wert ohne Berücksichtigung von 
Kontaminationen: 100 €/m2  ⇒ 
500 000 €

Keine Sanierungserfordernis zur Gefahrenab-
wehr bei gegenwärtiger Nutzung. 

Bei Umnutzung Untersuchung und ggf. 
Sanierung erforderlich.

Rückstellungsbil-
dung nicht möglich.

Untersuchungs- und Planungs-
kosten: 10 000 €

Kontaminationsbedingter 
Mehraufwand bei Umnutzung für 
Auskofferung und Entsorgung 
ölbelasteten Bodens: 50 000 € 
(Schätzung nach Erfahrungswerten)

Nach Auskunft Gutachterausschuss 
nach Sanierung kein merkantiler 
Minderwert anzusetzen

⇒ Grundstückswert 440 000 €

„Bürgermeis-
terkippe“ im 
Außenbereich

Grundstücksgröße: 8500 m2

Aktuelle Nutzung: Brachland, 
verbuscht, Jungbaum-Aufwuchs

Hypothetischer Grundstücks-
wert ohne Berücksichtigung von 
Kontaminationen: 2 €/m2 ⇒ 
17 000  €

Fläche bisher nicht untersucht. Laut (im 
Kataster) vorliegenden Informationen wurde 
Boden, Bauschutt sowie örtlich anfallender 
Hausmüll im Zeitraum  1960 bis 1970 verfüllt. 

Sanierungserfordernis kann derzeit nicht 
beurteilt werden. 

Keine konkreten Anhaltspunkte für Gefähr-
dungen von Schutzgütern 

Rückstellungsbil-
dung nicht möglich

Mögliche Untersuchungs- und 
Sanierungskosten >> hypotheti-
scher Grundstückswert.

Ansatz einer pauschalen Wertmin-
derung von 16 999 €

⇒ Grundstückswert  1 €

Ehemaliges 
städtisches 
Gaswerk

Grundstücksgröße: 5500 m²

Aktuelle Nutzung: verpachtet 
als Abstellfläche für Lkw-
Auflieger und als Pkw-Stellplätze

Hypothetischer Grundstücks-
wert ohne Berücksichtigung von 
Kontaminationen: 100 €/m2 ⇒ 
550 000 € (Umfeld: Mischgebiet 
mit vorrangig Wohnnutzung)

Für die Fläche besteht aktuell eine Sanierungs-
erfordernis zur Gefahrenabwehr (Auskoffe-
rung im Bereich der Teergruben, Auskofferung 
von Gasreinigermasse). 

Außerdem Notwendigkeit der Durchführung 
von vierteljährlichen Grundwasseruntersu-
chungen im Abstrom (3 Messstellen) auf 
Phenol, BTEX, PAK, Cyanide

Bildung von 
Rückstellungen für 

a) Auskofferungs-
maßnahme
b) laufende 
Untersuchungskos-
ten über 25 Jahre

Ergebnis (hypothe-
tisch): 500 000 €

Kontaminationsbedingter 
Mehraufwand bei Herrichtung für 
höherwertige Nutzung   >> 
hypothetischer Grundstückswert

Ansatz einer pauschalen Wertmin-
derung von 549 000 € 

⇒ Grundstückswert 1 €

Tab. 3: Fallbeispiele

 

 

  

  

 

Bild 1: Fließdiagramm zur Bearbeitung von „Altlasten“ im Rahmen des NKF



In Tabelle 2 ist die Lösung der Bewertungs-
aufgabe für drei „kommunaltypische“ Fall-
beispiele exemplarisch dargestellt. An die-
sen Fallbeispielen wird deutlich, dass mit 
dem Erfahrungswissen die Mehrzahl der 
Bewertungsaufgaben ohne (erneute) örtli-
che Untersuchungen lösbar sein wird. 

Fazit
Die monetäre Bewertung sollte in einem 
systematischen, gut dokumentierten Pro-
zess erfolgen, sodass eine Nachvollziehbar-
keit für Dritte gegeben ist.

Die monetäre Bewertung von „Altlasten“ 
im Rahmen des NKF kann für die Mehrzahl 
der Liegenschaften auf Grundlage vorlie-
gender Daten vorgenommen werden. Sach-
verhaltsermittlungen durch weitergehende 
Untersuchungen, darunter auch Beprobun-
gen vor Ort, dürften nur bei wenigen Einzel-
fällen erforderlich sein, so etwa bei beson-
ders wertvollen und für eine Nachfolgenut-
zung vorgesehene Liegenschaften.

Die monetäre Bewertung, insbesondere 
die Bildung von Rückstellungen, verlangt 
eine vorausgehende (fachliche) Erstbewer-
tung bzw. Gefährdungsabschätzung – im 
„Normalfall“ – durch die zuständige Behör-
de (Untere Bodenschutzbehörde).

Für die monetäre Bewertung weiterhin 
erforderlich sind Angaben zur zulässigen 
baulichen Nutzung und zum hypotheti-
schen Grundstückwert ohne Berücksichti-
gung von Kontaminationen. 
Die Wertminderung kann dann stark ver-
einfacht ermittelt werden, wenn offensicht-
lich die Wert mindernd anzusetzenden Un-
tersuchungs- und Sanierungskosten sehr 
viel höher als der hypothetische Grund-
stückswert ohne Berücksichtigung von 
Kontaminationen sind. Es ist zu erwarten, 
dass dies für den größeren Teil der zu be-
wertenden Flächen zutrifft.

Für die Kreise und kreisfreien Städte stellt 
sich im Rahmen des NKF als Sonderfall 
auch die Frage, inwieweit sie Rückstellun-
gen für solche Altlasten-Fälle bilden müs-

sen, in denen Störer und damit Pflichtige 
nicht mehr herangezogen werden können 
und die zuständige Behörde Maßnahmen 
als Ersatzvornahme ergreifen muss.

Insbesondere die Umweltämter der Kom-
munen sollten außerdem die „strategi-
schen“ Aspekte nicht vergessen: Nur dann, 
wenn in der Eröffnungsbilanz die „Altlas-
ten“ durch Rückstellungen oder Wertmin-
derungen angemessen berücksichtigt wer-
den, können zukünftige Maßnahmen an 
den entsprechenden „Altlasten“ in den je-
weiligen Jahren bilanzneutral finanziert 
werden. 
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Bild 2: Gegenüber-stellung von hypothetischem Grundstückswert ohne Berücksichtigung von 
Kontaminationen mit dem potenziellen Wertminderungsbetrag für „Altlasten“


